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BUNDESARBEITSGERICHT

5 AZR 31/08

8 Sa 39/06
Sachsisches
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am

20. Mai 2009

URTEIL
Metze, Urkundsbeamter
der Geschéftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklagerin,

Pp.

Klager, Berufungsklager und Revisionsbeklagter,

hat der Flinfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mindlichen Ver-
handlung vom 20. Mai 2009 durch den Richter am Bundesarbeitsgericht
Prof. Dr. Mikosch als Vorsitzenden, die Richterin am Bundesarbeitsgericht

Dr. Laux und den Richter am Bundesarbeitsgericht Schmitz-Scholemann sowie

B JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

www.prinz.law

1ZINYPsaS OYIN ¥ B/Y §§ YorU YURQULIE( STe PUIS SUN[WWESS[19)1() 9P (19 ], YoNY SIOMUTH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-2- 5 AZR 31/08

den ehrenamtlichen Richter Feldmeier und die ehrenamtliche Richterin
Reinders fur Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Sachsischen Landesarbeitsgerichts vom 19. Dezember
2007 - 8 Sa 39/06 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Ent-
scheidung - auch tber die Kosten der Revision - an das
Landesarbeitsgericht zurlickverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten dariber, ob zwischen ihnen jedenfalls bis zum
23. Juni 2006 ein Arbeitsverhaltnis bestand.

Der Klager ist Diplom-Journalist und war seit 1992 gelegentlich und seit
Marz 1995 regelmaRig fur die Fernsehredaktionen ,L“ und ,D“ sowie fur die
Hoérfunksendung ,M* der beklagten 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk- und Fern-

sehanstalt umfangreich tatig.

Die Sendung ,L“ ist ein regionales Nachrichtenmagazin, welches um
19:00 Uhr ausgestrahlt wird. Soweit der Klager einen Dienst fir die Sendung ,L*
Ubernommen hatte, musste er die Arbeit um 14:00 Uhr aufnehmen. Er sichtete
zunachst das eingehende Nachrichtenmaterial des Tages fiur die beiden Nach-
richtenblécke. Im Rahmen der anschlieRenden Redaktionskonferenz unter der
Leitung des jeweiligen Chefs vom Dienst (CvD) wurden die Themen aus-
gewahlt. Der Klager hatte die Mdoglichkeit, seine Vorstellungen in die
Redaktionskonferenz einzubringen. Im Anschluss daran stimmte der Klager die
ausgewahlten Nachrichten sowie Text und Bild einschlieRlich etwaiger Grafik-
vorschlage mit dem CvD ab. Bis ca. 18:00 Uhr verfasste der Klager Textvor-
schlage fur Nachrichtenmeldungen, wobei aus dem zugrunde liegenden
Agenturmaterial ein  fernsehgerechter® Text zu schreiben war. Samtliche
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Textvorschlage fur die Sendung ,L“ mussten vom CvD abgenommen werden.
Zum Teil wurden sie von ihm geéndert. AnschlieBend stimmte der Klager die
Reihenfolge der Nachrichten mit dem CvD ab und aktualisierte den Ablaufplan.
Ab spatestens 18:30 Uhr hatte er die abgenommenen Nachrichten ausgedruckt

an die Nachrichtensprecher und den Regisseur der Sendung zu verteilen.

Die Dienstplaneinteilung erfolgte mit dreimonatigem Vorlauf jedenfalls
im Wesentlichen auf der Grundlage der mitgeteilten Einsatzwiinsche des
Klagers. Nach einer Anweisung der Beklagten vom 8. November 2004 teilte der
Klager ab Januar 2005 seine Dienstplanwiinsche schriftlich mit. An Tagen, fur
die der Klager keine Dienstbereitschaft bekundet hatte, wurde er nicht ein-
gesetzt. Die Beklagte zog den Klager nicht einseitig zu Diensten heran. Soweit
der Klager nicht sechs Wochen vor Beginn des zu planenden Monats Dienst-
planwinsche geadullert hatte, wurde die Dienstplaneinteilung nicht immer mit
dem Klager vorher telefonisch abgesprochen. Ein nachtraglicher Diensttausch
war zu genehmigen. Seit dem 1. April 2005 wird der Klager nicht mehr in der

Redaktion ,L“ eingesetzt.

Die Sendung ,D* wird im Familien- bzw. Tagesprogramm der Beklagten
von 14:00 bis 14:30 Uhr ausgestrahlt. Fur jede Sendung werden zweimal drei
kurze ,Spots“ und Beitrdge produziert, die kurze Boulevardnachrichten tber
prominente Personen und aktuelle Geschehnisse enthalten. Bei dieser
Sendung begann der Klager seinen Dienst regelmalig um 8:00 Uhr und fur den
Fall, dass er im Friuhdienst eingeteilt war, bereits um 7:30 Uhr mit dem Lesen
der jeweiligen Tageszeitungen. Um 8:45 Uhr schloss sich die Frihkonferenz an,
in der die Themen an die Mitarbeiter vergeben wurden. Um 11:45 Uhr fand eine
Mittagskonferenz statt. Bis ca. 13:00 Uhr verfasste der Klager Nachrichtentexte
fur die Spots und/oder fertigte ein Nachrichtenstiick aus noch nicht sende-
fahigem Filmmaterial, welches von freien Firmen im Auftrag der Beklagten
gedreht oder auf deren Bestellung geliefert wurde. Der Klager hatte das Film-
material zu sichten, etwa erforderliche weitere Recherchen in Bezug auf
weiteres Material anzustellen und ggf. organisatorisch zu dessen Beschaffung
beizutragen. Bis zur Sendung hatte der Klager die Stiicke bei Bedarf umzu-

arbeiten. Gegen 14:45 Uhr fand eine sog. Auswertungskonferenz statt. Der
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Klager war verpflichtet, an den Redaktionssitzungen teilzunehmen. Bis zum
Dienstende um spatestens 17:00 Uhr war der Klager mit VVorbereitungen fir den
nachsten Sendetag beschéftigt. Wenn der Klager im Anschluss an seinen
Dienst bei ,D“ noch fur die Redaktion ,L“ tatig war, beendete er seinen Dienst
fur die Redaktion ,D* friher.

Fur die Erstellung der Dienstplane fur ,D sollte der Klager einer Mit-
arbeiterin der Beklagten ein halbes Jahr im Voraus seine Winsche mitteilen.
Die Beklagte forderte mit Schreiben vom 10. Juli 2001 die freien Mitarbeiter auf,
rechtzeitig ihre Dienstplanwiinsche einzureichen und sich nicht auf ihre Anrufe
zu verlassen. Bei der Mitteilung eines ,vorlaufigen Einsatzplans® bat sie um
schriftliche Mitteilung etwaiger Einwande. Die Dienstplane wichen zum Teil von
den schriftlich mitgeteilten Wiinschen des Klagers ab, die jeweiligen Einsatze
wurden in der Regel telefonisch mit dem Klager abgesprochen. Bei der Er-
stellung des Dienstplans legte die Beklagte fest, ob der Klager als Spot-
Bearbeiter oder anderweitig tétig werden sollte.

Von den Honoraren des Klagers behielt die Beklagte Steuern und Sozi-
alversicherungsbeitrage ein und fuhrte diese ab. In Anwendung des Tarifver-
trags fur freie Mitarbeiterinnen und freie Mitarbeiter vom 8. September 1994
zahlte die Beklagte Urlaubsgeld und leistete Zuschiisse im Krankheitsfall an
den Klager. Urlaub musste sich der Klager nicht genehmigen lassen. Fir die
Zahlung von Urlaubsgeld hatte er mindestens einen Monat vor Urlaubsantritt in
der Abteilung Honorare und Lizenzen ein entsprechend ausgefilltes Formular

einzureichen.

Seit dem 22. Mai 2006 ist der Klager Mitglied des Sprecherrats fur freie

Mitarbeiter und dort fir das Thema Arbeitsrecht zustandig.

Mit Schreiben vom 23. Juni 2006 teilte die Beklagte dem Klager mit,
dass der Programmbereich Familien-/Tagesprogramm, Redaktion ,D“ seine
Tatigkeit als freier Mitarbeiter zum 31. Dezember 2006 beende. Mit einer Klage
beim Arbeitsgericht Leipzig vom 12. Juli 2006 (- 16 Ca 3318/06 -) hat der Klager
ua. geltend gemacht, dass diese Mitteilung sein Arbeitsverhaltnis mit der Be-
klagten nicht beende. Mit Beschluss vom 4. September 2006 hat das Arbeits-
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gericht die Verhandlung bis zu einer rechtskraftigen Entscheidung im vor-
liegenden Rechtsstreit ausgesetzt. Im Juni 2007 kindigte die Beklagte ein evtl.
mit dem Klager bestehendes Arbeitsverhaltnis sowohl aulerordentlich fristlos
als auch ordentlich fristgemafl. Gegen diese Kindigungen hat sich der Klager
mit einer weiteren Klage beim Arbeitsgericht Leipzig gewandt (- 15 Ca
2836/07 -). Auch diesen Rechtsstreit hat das Arbeitsgericht ausgesetzt.

Der Klager hat zuletzt beantragt

festzustellen, dass er bei der Beklagten bis zum 23. Juni
2006 in einem Anstellungsverhaltnis stand.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat die Auffassung
vertreten, der Klager sei programmgestaltend als Nachrichtenredakteur und
Berichterstatter jeweils auf der Grundlage einzelvertraglicher Vereinbarungen
tatig geworden. Die Einbindung in das Programmschema wirke nicht statusbe-
grindend. Einsatztermine hatten schon allein wegen der Tatigkeit des Klagers
fur verschiedene, dezentral organisierte Redaktionen mit ihm abgestimmt

werden muissen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat auf die Berufung des Klagers festgestellt, dass zwischen den Parteien
jedenfalls bis zum 23. Juni 2006 ein Arbeitsverhaltnis bestand, soweit der
Klager fur die Redaktionen der Fernsehsendungen ,L“ und ,D* tatig war. Im
Ubrigen hat es die Berufung des Klagers zuriickgewiesen. Die Beklagte verfolgt
mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision ihren Klageab-

weisungsantrag weiter.
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Entscheidungsgriinde

Die Revision der Beklagten ist begriindet. Sie fuhrt zur Aufhebung des
angefochtenen Urteils und zur Zurlickverweisung der Sache an das Landes-
arbeitsgericht. Der Senat kann auf der Grundlage der tatsachlichen Fest-
stellungen nicht abschlieRend entscheiden, ob zwischen den Parteien ab Marz
2005 bis jedenfalls zum 23. Juni 2006 ein Arbeitsverhaltnis bezogen auf die

Tatigkeit des Klagers bei den Sendungen ,L“ und ,D“ bestand.
A. Die Klage ist zulassig.

l. Der Antrag ist hinreichend bestimmt (§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO). Der
Klager hat im Verhandlungstermin vor dem Landesarbeitsgericht klargestellt,
dass die Feststellung ab dem Zeitpunkt des letzten Einsatzes fir die Sendung
,L“, also ab Marz 2005, begehrt wird. Der Antrag umfasst in der Revision

lediglich noch die Tatigkeit des Klagers fur die Bereiche ,L“ und ,D“.

Il. Der Klager hat das erforderliche rechtliche Interesse an der begehrten
Feststellung iSv. § 256 Abs. 1 ZPO. Der Feststellungsantrag ist trotz der zeit-
lichen Begrenzung nicht auf die Feststellung eines vergangenen Rechtsverhalt-
nisses gerichtet. Der Bestand eines Arbeitsverhaltnisses tber den 23. Juni 2006
hinaus ist Vorfrage der ausgesetzten Rechtsstreite und zwischen den Parteien

nach wie vor streitig.
B. Die Revision ist begriindet.

l. Die angefochtene Entscheidung ist zunachst zutreffend von den recht-
lichen Grundsatzen ausgegangen, die der Senat zur Abgrenzung eines Arbeits-
verhaltnisses von dem Rechtsverhaltnis eines freien Mitarbeiters aufgestellt hat.
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1. Hiernach unterscheiden sich beide durch den Grad der persdnlichen 19

Abhangigkeit, in der sich der zur Dienstleistung Verpflichtete befindet. Arbeit-
nehmer ist, wer aufgrund eines privatrechtlichen Vertrags im Dienste eines
anderen zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in persén-
licher Abhangigkeit verpflichtet ist (Senat 14. Mdrz 2007 - 5 AZR 499/06 -
Rn. 13, AP BGB § 611 Arbeitnehmeréhnlichkeit Nr. 13 = EzA BGB 2002 § 611
Arbeitnehmerbegriff Nr. 10, 25. Mai 2005 - 5 AZR 347/04 - BAGE 115, 1, 7;
16. Februar 2000 - 5 AZB 71/99 - BAGE 93, 310, 314 f.). Das Weisungsrecht
kann Inhalt, Durchfihrung, Zeit, Dauer und Ort der Tatigkeit betreffen. Arbeit-
nehmer ist derjenige Mitarbeiter, der nicht im Wesentlichen frei seine Tatigkeit
gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann (vgl. § 84 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2
HGB; Senat 25. Mai 2005 -5AZR 347/04 - aaO; 22. April 1998 -5AZR
342/97 - BAGE 88, 263, 269 f. mwN). Dabei sind alle Umsténde des Einzelfalls
in Betracht zu ziehen und in ihrer Gesamtheit zu wirdigen. Der jeweilige Ver-
tragstyp ergibt sich aus dem wirklichen Geschaftsinhalt. Die zwingenden

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]

gesetzlichen Regelungen fur Arbeitsverhaltnisse kénnen nicht dadurch ab-

bedungen werden, dass die Parteien ihrem Arbeitsverhaltnis eine andere
Bezeichnung geben (vgl. Senat 22. August 2001 - 5 AZR 502/99 - zu Il 2 a der
Griinde mwN, AP BGB § 611 Abhéangigkeit Nr. 109 = EzA BGB § 611 Arbeit-
nehmerbegriff Nr. 86; 12. September 1996 - 5 AZR 1066/94 - BAGE 84, 108,

112 f. mwN). Der objektive Geschéftsinhalt ist den ausdriicklich getroffenen

&

8 DYIN P L8 §§ Yoru uequae(

Vereinbarungen und der praktischen Durchfihrung des Vertrags zu entnehmen.

1Z)NYoSd

Widersprechen sich Vereinbarung und tatséchliche Durchfiihrung, ist Letztere
mafigebend (Senat 25. Mai 2005 - 5 AZR 347/04 - BAGE 115, 1, 7 f.; 30. Sep-
tember 1998 - 5 AZR 563/97 - BAGE 90, 36, 47).

2. Diese Grundsatze sind auch im Bereich Funk und Fernsehen anzu- 20
wenden (Senat 14. Mérz 2007 - 5 AZR 499/06 - AP BGB § 611 Arbeitnehmer-
dhnlichkeit Nr. 13 = EzA BGB 2002 § 611 Arbeitnehmerbegriff Nr. 10; 19. Ja-
nuar 2000 - 5 AZR 644/98 - BAGE 93, 218, 223; 30. November 1994 - 5 AZR
704/93 - BAGE 78, 343), wobei der verfassungsrechtliche Schutz der Rund-
funkfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG zu beachten ist. Allgemein miussen die

Gerichte Grundrechte interpretationsleitend beriicksichtigen, damit deren
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wertsetzender Gehalt auch auf der Rechtsanwendungsebene gewahrt bleibt
(vgl. BVerfG 15. Januar 1958 - 1 BvR 400/51 - BVerfGE 7, 198, 205 ff.). Das
verlangt im Hinblick auf Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG in der Regel eine fallbezogene
Abwagung zwischen der Bedeutung der Rundfunkfreiheit auf der einen und
dem Rang der von den Normen des Arbeitsrechts geschitzten Rechtsguter auf
der anderen Seite (grundlegend BVerfG 13. Januar 1982 - 1 BvR 848/77 ua. -
BVerfGE 59, 231; 18. Februar 2000 -1 BvR 491/93 ua.- zu 112 b bb der
Grinde, AP GG Art. 5 Abs. 1 Rundfunkfreiheit Nr. 9 = EzA GG Art. 5 Nr. 25).
Die Rundfunkfreiheit erstreckt sich auf das Recht der Rundfunkanstalten, dem
Gebot der Vielfalt der zu vermittelnden Programminhalte auch bei der Auswahl,
Einstellung und Beschaftigung derjenigen Mitarbeiter Rechnung zu tragen, die
bei der Gestaltung der Programme mitwirken sollen (BVerfG 18. Februar 2000
-1BVR 491/93 ua. - zu Il 2 b aa der Griinde, aaQ). Es ist von Verfassungs
wegen nicht ausgeschlossen, auch im Rundfunkbereich von den fir das Ar-
beitsrecht allgemein entwickelten Merkmalen abhéngiger Arbeit auszugehen
(grundlegend BVerfG 18. Februar 2000 - 1 BvR 491/93 ua. - aaO; 22. August
2000 - 1 BvR 2121/94 - NZA 2000, 1097). Allerdings muss das durch Art. 5
Abs. 1 Satz 2 GG geschutzte Recht der Rundfunkanstalten, frei von fremder

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]

&

Einflussnahme Uber die Auswahl, Einstellung und Beschaftigung programm-

gestaltender Mitarbeiter zu bestimmen, angemessen berlicksichtigt werden.

DYIN J B8 §§ Yoru urquareq

Eine Beeintrachtigung kommt nach der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts in Betracht, wenn die verfugbaren Vertragsgestaltungen - wie

RZANYIRRER]

Teilzeitbeschaftigungs- oder Befristungsabreden - zur Sicherung der Aktualitat
und Flexibilitat der Berichterstattung in tatsachlicher oder rechtlicher Hinsicht
nicht in gleicher Weise geeignet sind wie die Beschaftigung in freier Mitarbeit
(vgl. 18. Februar 2000 - 1 BvR 491/93 ua. - zu Il 2 ¢ bb der Griinde, aaO).

3. Nach der standigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 21
gehéren zu den programmgestaltenden Mitarbeitern diejenigen, die ,typischer-
weise ihre eigene Auffassung zu politischen, wirtschaftlichen, kinstlerischen
oder anderen Sachfragen, ihre Fachkenntnisse und Informationen, ihre in-
dividuelle kunstlerische Befahigung und Aussagekraft in die Sendung ein-

bringen, wie dies bei Regisseuren, Moderatoren, Kommentatoren, Wissen-
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schaftlern und Kunstlern der Fall ist‘. Nicht zu den programmgestaltenden
Mitarbeitern gehdren das betriebstechnische und das Verwaltungspersonal
sowie diejenigen, die zwar bei der Verwirklichung des Programms mitwirken,
aber keinen inhaltlichen Einfluss darauf haben (13. Januar 1982 -1 BvR
848/77 ua. - BVerfGE 59, 231, 260; Senat 19. Januar 2000 - 5 AZR 644/98 -
BAGE 93, 218, 224). Zu den nicht programmgestaltenden Tatigkeiten kdnnen
auch, je nach den konkreten Umstanden des Einzelfalls, reine Sprecher-
leistungen zahlen (vgl. BVerfG 3. Dezember 1992 - 1 BvR 1462/88 - zu Il 2 b
der Griinde, EzA BGB § 611 Arbeitnehmerbegriff Nr. 50).

4. Bei programmgestaltenden Mitarbeitern kann entgegen der ausdriick- 22
lich getroffenen Vereinbarung ein Arbeitsverhaltnis vorliegen, wenn sie weit-
gehenden inhaltlichen Weisungen unterliegen, ihnen also nur ein geringes Maf3
an Gestaltungsfreiheit, Eigeninitiative und Selbstandigkeit verbleibt, und der
Sender innerhalb eines zeitlichen Rahmens Uber ihre Arbeitsleistung verfigen
kann (Senat 14. Mérz 2007 - 5 AZR 499/06 - Rn. 20 mwN, AP BGB § 611
Arbeitnehmeréhnlichkeit Nr. 13 = EzA BGB 2002 § 611 Arbeitnehmerbegriff

Nr. 10). Letzteres ist dann der Fall, wenn standige Dienstbereitschaft erwartet

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]

&

wird oder wenn der Mitarbeiter in nicht unerheblichem Umfang auch ohne
entsprechende Vereinbarung herangezogen wird, ihm also die Arbeiten letztlich
zugewiesen werden (vgl. Senat 19. Januar 2000 - 5 AZR 644/98 - BAGE 93,
218, 224).

DYIN J B8 §§ Yoru urquareq

RZANYIRRER]

Il. Das Landesarbeitsgericht hat den programmgestaltenden Charakter 23
der Tatigkeit des Klagers rechtsfehlerfrei erkannt. Der Klager brachte seine
Fachkenntnisse und Informationen, seine Auffassung zu politischen, wirtschaft-
lichen oder anderen Sachfragen und seine individuelle journalistische Be-
fahigung und Bewertung in die jeweilige Sendung ein. Zu den Aufgaben des
Klagers gehorte jedenfalls bei der Sendung ,L* die Auswahl einzelner Themen-
vorschlage aus der Vielzahl von Agenturmeldungen. Zumindest im Fall der
Sendung ,L“ hatte der Klager die Méglichkeit, seine Themenvorschlage in die
Redaktionskonferenz einzubringen und zu vertreten. Die Vorauswahl der

Themen erfordert ein Gespur dafir, welche Themen wichtig und fur die Zu-
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schauer bzw. Zuhorer von Interesse sind. Bei allen drei Sendungen, in denen
der Klager tatig war, gehorte es zu seinen Aufgaben, aus dem Agenturmaterial
fernsehgerechte bzw. hérfunkgerechte Texte zu verfassen, im Falle der Sen-
dung ,D“ jedenfalls, soweit der Klager als sog. Spotredakteur eingesetzt war.
Ungeachtet der Frage, ob und wie oft der CvD vom Klager die Anderung der
Texte verlangt oder diese selbst vorgenommen hat, war der Klager Verfasser
der Texte, brachte insoweit seine journalistischen Kenntnisse ein und gestaltete

das Fernsehprogramm mit.

Il. Das Landesarbeitsgericht hat des Weiteren angenommen, dass der
Klager nicht einseitig in Dienstplane aufgenommen worden ist. An diese Fest-
stellungen des Landesarbeitsgerichts ist der Senat gem. § 559 Abs. 2 ZPO

gebunden.

Soweit das Landesarbeitsgericht die Arbeithehmereigenschaft des Kla-
gers bejaht hat, weil ihm wahrend der Dienste angesichts der Aktualitat der
Sendungen kein ,bestimmtes Mall an zeitlicher Freiheit* mehr verblieben sei,
vermag der Senat dem nicht zu folgen. Nach der Rechtsprechung des Senats
wirkt die Einbindung in ein festes Programmschema und die Vorgabe eines
Programmverlaufs bei programmgestaltenden Mitarbeitern nicht statusbegriin-
dend (714. Mérz 2007 - 5 AZR 499/06 - Rn. 22, 33 mwN, AP BGB § 611 Arbeit-
nehmeréhnlichkeit Nr. 13 = EzA BGB 2002 § 611 Arbeitnehmerbegriff Nr. 10).
Zeitliche Verpflichtungen und ein ggf. kleinteiliger zeitlicher Takt ergaben sich
nur aus der Notwendigkeit der Zusammenarbeit und aus der feststehenden
Sendezeit. Auch die Anwesenheit zu feststehenden Zeiten vor und nach der
Sendung schliet jedenfalls bei programmgestaltenden Mitarbeitern ein freies
Mitarbeiterverhaltnis nicht aus. Das gilt ebenso fur die notwendige Teilnahme
an zeitlich festgelegten Abstimmungskonferenzen. Entscheidend ist insgesamt,
dass der freie Mitarbeiter, wenn er einmal in einen Dienstplan aufgenommen ist,
weild, was von ihm, auch in zeitlicher Hinsicht, erwartet wird. In einem solchen
Fall erteilt der Dienstgeber keine Weisungen. Die zeitlichen Vorgaben sind
vielmehr notwendiger Bestandteil der GUbernommenen Aufgabe. Soweit das
Landesarbeitsgericht ausfuhrt, der Klager sei verpflichtet gewesen, seinen
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Dienst um 14:00 Uhr anzutreten, an Konferenzen teilzunehmen und Textvor-
schlage bis 18:00 Uhr zu erstellen, lasst dies deshalb keinen Schluss auf
arbeitgeberseitige, dh. einseitige Weisungen in zeitlicher Hinsicht zu. Dem
Klager waren aufgrund seiner langjahrigen Téatigkeit vor Ubernahme der Diens-
te deren Umfang sowie die Termine von Konferenzen bekannt einschliellich
der Verpflichtung, an den Redaktionskonferenzen teilzunehmen. Die Bindungen
waren damit nicht einseitig vorgegeben, sondern mit der Ubernahme der
Dienste vereinbart. Soweit die Beklagte den Termin zusatzlicher Monats-
konferenzen, der jeweils am Ende der vorigen Konferenz festgelegt wurde,
einseitig vorgab und insoweit wohl auch von den festen freien Mitarbeitern eine
Teilnahme erwartete, ist eine rechtserhebliche Einschrankung der zeitlichen
Dispositionsfreiheit des Klagers durch die Teilnahme an diesen Konferenzen
nicht ersichtlich (vgl. Senat 20. September 2000 - 5 AZR 61/99 - zu IV 4 a der
Griinde, AP BGB § 611 Rundfunk Nr. 37 = EzA BGB § 611 Arbeitnehmerbegriff
Nr. 84).

C. Der Rechtsstreit ist nicht zur Entscheidung reif. Im Rahmen der vom
Landesarbeitsgericht bisher unterlassenen Gesamtwirdigung der Umstande
kommt es darauf an, ob der Klager wie ein Arbeitnehmer das Rechtsverhaltnis
pragenden Weisungen hinsichtlich des Inhalts seiner Tatigkeit unterworfen war.
Hierzu hat der Klager unter Vorlage zahlreicher Dokumente tatsachliche Um-
stande vorgetragen, zu denen das Landesarbeitsgericht bisher ausdricklich
keine Feststellungen getroffen hat. Das Landesarbeitsgericht wird bei der
Wirdigung dieser Umstande zu berucksichtigen haben, dass gelegentliche
inhaltliche Anderungen von Vorschlagen nicht geeignet sind, einem Rechtsver-
haltnis das Geprage zu geben (Senat 19. Januar 2000 -5AZR 644/98 -
BAGE 93, 218). Auch fallt bei der Beurteilung der inhaltlichen Gestaltungsspiel-
raume die Kontrolle der Qualitdt der Arbeit des Klagers nicht ins Gewicht.
Abhangige Arbeit wird nicht dadurch gekennzeichnet, dass der Vertragspartner
Korrekturen verlangt. So ist beim Werkvertrag der Werkbesteller berechtigt,
eine bestimmte Qualitat festzusetzen und Nachbesserungen zu fordern (vgl.
Senat 14. Mérz 2007 - 5 AZR 499/06 - Rn. 24, AP BGB § 611 Arbeithnehmer-
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dhnlichkeit Nr. 13 = EzA BGB 2002 § 611 Arbeitnehmerbegriff Nr. 10;
27. Februar 1991 - 5 AZR 107/90 - zu Il 2 der Griinde, EzA BGB § 611 Arbeit-
nehmerbegriff Nr. 43). Die verbindliche Bestimmung der Themen durch einen
Redakteur vom Dienst ist ebenfalls nicht statusbegriindend (vgl. Senat 14. Mérz
2007 - 5 AZR 499/06 - Rn. 22, aaO).

Mikosch Laux Schmitz-Scholemann

Feldmeier Reinders

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

1ZINYPsa8 HYIN JF eLY §§ YOrU JUeqUIIE(] S[e PUls SUN[WWESS[12}11() P J[I2], YoNY :SIOMUIH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



